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Studentenbeihilfen:







CSV und LSAP vergrätzen Grenzgänger

Das Gesetz “6148” hat bereits im Vorfeld viele auf die Barrikaden gerufen. Neben ein paar positiven Ansätzen(den Studenten soll ein höheres Maß an finanzieller Eigenverantwortung und Unabhängigkeit von den Eltern eingeräumt werden) spart die Regierung aber bewusst bei den sozial Schwächeren und der ausländischen arbeitenden Bevölkerung Luxemburgs.


Hierzu erklären déi jonk gréng:
“In einer untransparenten Nacht und Nebel Aktion, würdig einer Bananenrepublik, peitschte Minister Biltgen die Reform ins Parlament um so schnell wie möglich das sein Gesetz durchzubekommen. Hinzu kommt dass jetzt in Krisenzeiten besonders bei der sozial schwächeren und der ausländischen in Luxemburg arbeitenden Bevölkerung spart. Diese unehrliche Politik gegenüber den Grenzgängern ist kein Novum: Die vergangenen Luxemburger Regierungen haben  weder in Kitas oder Wohnungen für Grenzgängern investiert, sondern lassen die ausländischen Arbeitern als billige Arbeitsesel pendlen und führen somit ein Luxus-Johannesburg ein.” meint Gina Arvai, Sprecherin déi jonk gréng.

“Die LSAP, welche sich ja immer wieder als Garant der sozialen Ader der Regierung insziniert hat diese Maßnahmen brav mitgetragen. Obwohl ihre eigene Jugendpartei die JSL gegen dieses Gesetz mobilisiert hat, fiel deren Aktion dem Hochschulminister eine “Datz” zu geben zu kurz aus: Eine Datz verdienen auch die LSAP-Minister und Abgeordneten welche hier, unter dem Deckmantel der Krise, rechte Sozial-und Gesellschaftspolitik gegenüber der sozial Schwächern und Grenzgänger begehen ” so Philippe Schockweiler Sprecher déi jonk gréng.

déi jonk gréng sind beunruhigt über diese falsche Signale der Politik in einer solch sensibelen Zeit. Bildung muss weiterhin in Krisenzeiten allerhöchste Priorität haben. Minister Biltgen spart jedoch lieber 33 Millionen bei Grenzgängern, ist aber der Meinung das die katholische Kirche weider auf Geldsegen von oben hoffen darf, und  als Forschungsminister unterstützt er die hochumstrittene Kernfusion und den europäischen Forschungsreaktor ITER mit 7,4 Milliarden Euro. Konsequente Sozialpolitik sieht anders auch, vielleicht könnte der Minister mal über seinen Rücktritt nachdenken.
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